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Spielball der Mächte -
Cham als Pfandschaft zwischen Bayern und Pfalz 

Die Stadt und das Gericht Cham, ursprünglich dem 
Herzogtum Bayern zugehörig, waren 1352 durch 

Verpfandung unter die Herrschaft der pfälzischen 
Linie der WitteJsbacher gekommen und dem 1329 
durch den Hausvertrag von Pavia als Nebenland 
der KurpfaJz begründeten Fürstentum der Oberen 
Pfalz angegliedert worden. 273 Jahre sollten Cham 
und sein Umland das Schicksal der Oberen Pfalz 
teilen; erst 1625 kehrten sie unter bayerische Herr­
schaft zurück. 

Die Geschichte dieser Verpfändung und ihrer Aus­
wirkungen in rechtlicher, herrschafts-, konfessions­
und wirtschaftspolitischer Hinsicht, der langwieri­
gen Auseinandersetzungen zwischen Bayern und 
Pfalz um die Wiedereinlösung der Pfandschaft, die 
letztlich nie erfolgte, und schließlich die Zusam­

menhänge der Rückgewinnung für Bayern durch 
Kurfürst Maximilian 1. entbehren bislang einer 
gründlichen Erforschung. Tn der Literatur zur Cha­
mer Geschichte, zumeist knappe Überblicksdarstel­

lungen, wird diese Episode nur kurz gestreift.' Die 
bislang ausflihrlichsten Informationen bieten Jo­
bann Brunner in seiner Geschichte der Stadt Cham 
von 1919 und Max Piendl in seinem 1955 erschie­
nenen Atlasband Ober Das Landgericht Cham 2 

Auch der vorliegende Beitrag kann nur die wesent­
lichen Ereignisse und Etappen skizzieren und an­

sonsten auf das Forschungsdesiderat hinweisen. Als 

Grundlage für die Bearbeitung dieses Themas ­

etwa im Rahmen einer historischen Dissertation ­
stünde reiches QueJlenmaterial zur Verfügung, das 
sich auf das Regierungsarchiv des Fürstentums der 
Oberen Pfalz, das im Staatsarchiv Amberg verwalui 
wird, und die kurbayerische Überlieferung im Bay­
erischen Hauptstaatsarchiv verteilt. Im Münchner 
Archiv finden sich neben einschlägigen Urkunden 
vor allem 27 Bände mit AbZösungs- und Kompro­
missakten zur verpfändeten Graf~chaft Cham (wie 
das Landgericht Cham bis in das 18. Jahrhundert 
immer wieder auch genannt wurde) aus dem 14. bis 
in das beginnende 17. Jahrhundert im Bestand Kur­
bayern A'ußeres Archiv sowie anderthalb Dutzend 
weitere Akten über die Auslösungsverhandlungen 
des 16. bis frühen 17. Jahrhunderts im Bestand GL 
Cham (GerichtsliteraJien Cham). Ergänzend wäre 
die kurpfäJzische Überlieferung im Generallandes­

archiv Karlsruhe zu prüfen und zu sichten. 

Das Pfandgeschäft von 1352 

Stadt und Gericht Cham gehörten seit der ersten 
wittelsbachischen Landesteilung von 1255 zum 
Herzogtum Niederbayern. Als 1340 mit dem Tod 
Herzog Johanns die niederbayerische Linie er­
losch, nutzte Kaiser Ludwig IV. der Bayer als des­
sen Vormund und Verwandter die Gelegenheit zur 

Wiedervereinigung der Teilherzogtümer Nieder­

bayern und Oberbayern. Auch die pfälzische Linie 
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der Wittelsbacher meldete Erbansprüche an, die 

von Ludwig jedoch ignoriert wurden. Erst nach 

seinem Tod konnte durch seine Söhne Stephan 11., 
Albrecht 1. und Wilhelm 1. als Herzöge von Nie­
derbayern eine Einigung mit ihren pfalzischen 

Vettern Rudolf H., Ruprecht 1. und Ruprecht lT, 
herbeigeführt werden. 1348 verzichteten letztere 

gegen die Zusicherung einer Abfindung in Höhe 

von 60 000 Gulden auf ihre Ansprüche.3 Da Ste­

phan, Albrecht und Wilhelm sich jedoch nicht in 

der Lage sahen, diese hohe Summe auf einmal auf­

zubringen und bar zu entrichten, verpfändeten sie 

mit Urkunde vom 30. Mai 1352 zu Regensburg 
den drei Pfalzgrafen zur Befriedigung von deren 

ansprach vnd vorderung. das sy auf vnser landt zu 
Nidern Bayrn gehabt habend, wofür die Herzöge 
ihnen 60 000 Gulden schuldig geworden sind, die 

Stadt Cham mit dem Gericht sowie das Gericht zu 

Eschlkam mit dem Winkel (diese Bezeichnung für 

das Eschlkamer Gebiet begegnet hier zum ersten 

Mal) einschließlich aller Rechte und Ehren, Diens­
te, Nutzen und Gülten und mit aller Herrschaft. 4 

Dabei wurde vereinbart, dass die Wiederlösungs­
summe in den folgenden drei Jahren an Martini 

(11. November) zum vierten, dritten oder halben 
Teil zurückbezahlt werden konnte. Alternativ zu 

diesen Ratenzahlungen war der Pfandschilling 

spätestens nach Ablauf der Dreijahresfrist als Gan­

zes zu entrichten. 5 Zwei Tage später, am 1. Juni, 
wiesen die Herzöge Stephan 11. und Albrecht 1., 

die inzwischen von Regensburg nach Cham ge­

reist waren, - auch im Namen ihres Bruders Wil­

helm - die Bürger von Cham und Eschlkam sowie 
alle Ritter und Knechte sowie sonstigen in den 

beiden Gerichten gesessenen Unteltanen an, Pfalz­
graf Ruprecht 1. als ihrem neuen Landesherrn zu 

huldigen und ihm bis zur Wiedereinlösung Gehor­
sam zu leisten.6 

Das Ringen um die Rücklösung bzw. 
den Einbehalt der Pfandschaft 

Die Verpfandung von Stadt und Gericht Cham kam 

der Territorialpolitik der pfalzischen Wittelsbacher 
durchaus entgegen. Diese waren bemüht, ilu- Land zu 

Bayern durch zusätzliche Erwerbungen abzun1l1den 

und damit die durch das neubähmische Territorium 

Karls IV entstandenen Gebietsverluste zu kompen­

sieren, vor allem auf Kosten ihrer altbayerischen 
Vettern. Dies gelang freilich nur eingeschränkt, denn 

bei der Mehrzahl dieser Erwerbungen handelte es 
sich um Pfandschaftsbesitz, der nur befristet, ledig­

lich in wenigen Fällen auf Dauer behauptet werden 
konnte. Als Pfand konnte die Kurpfalz erwerben die 

Ämter Rieden (mit der Vogtei über das Kloster Ens­

dorf. 1336), Bruck i. d. Opf. (1345), Hemau (um 

1350), Schmidmühlen, Cham und Eschlkam (1352), 

Burglengenfeld und Kallmünz (1358), Velburg 

(1360), Helfenberg (1372/80), Hohenfels (1375/83) 

und Haimburg (1388), die Stadt Altdorf (1393) und 
das Amt Tännesberg (1394) Davon sollten nur 
Bruck, Haimburg, Helfenberg, Hohenfels, Rieden 

und Tännesberg dem Fürstentum für immer erhalten 
bleiben. 7 Cham blieb zumindest bis zu den Wirren 

des Dreißigjährigen Krieges oberpfalzisch. 

Verpfandungsgeschäfte über ganze TetTitorien oder 

einzelne Landesteile, Ämter, Städte, Märkte und 

Burgen sowie über Hoheitsrechte waren ein im Spät­

mittelalter durchaus häufig gebrauchtes Instrument 

der LandeshetTen, um - aus der Sicht des Pfandge­
bers - kurzfristig Herrschaft in Münze zu verwan­

deln und Geld zur Tilgung von Schulden, Umsetzung 
von Mitgiftvereinbaruogen, Sicherung von Darlehen 

oder als Entgelt für bereits geleistete oder künftig 
noch zu erbringende Dienste zu beschaffen, ohne da­
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bei das Eigentum an den Pfandobjekten verlieren zu 

müssen; dem Pfandgläubiger lieferten sie ein will­

kommenes Mittel zur Ausweitung des eigenen 

Macht- und Herrschaftsbereichs, zur Konsolidierung 

der Territorialgewalt nach außen wie nach innen.8 
Konnten Pfandherrschaften wegen anhaltenden 

Geldmangels über längere Zeit nicht eingelöst wer­
den, drohte - wie das Beispiel der Reichspfandschaf­

ten zeigt - die Gefahr der dauernden Entfremdung, 

die letztlich einem endgültigen Rechtselwerb bzw. 

Verlust gleichkam. Diese Gefahr bewog die Land­

stände in vielen Tenitorien, für Veräußerungen und 
Verpfandungen von Land, Leuten und Herrschafts­

rechten ein Zustimmungsrecht zu fordern, um deren 

Ausverkauf zu verhindern und den Fortbestand der 

Territorien in ungeschmälertem Umfang zu sichern. 

In Bayern ließen sich die Landstände, möglicherwei­
se sogar aufgeschreckt durch die Chamer Verpfan­

dung - diese war laut Pfandbrief nur mit Rat Mark­
graf Ludwigs des Brandenburgers und der herzogli­

chen Räte geschehen -, anlässlich von Steuerbewilli­

gungen entsprechende Zugeständnisse der Herzöge, 
künftig keine Pfandbriefe auf Land und Leute mehr 

ausstellen zu wollen, verbriefen, und zwar 1355 für 

Niederbayem, 1356 für Oberbayern 9 

Eine erste Rate der fur Cham fälligen Pfandsumme, 
nämlich 15000 Gulden, ließen die Herzöge Stephan 
11., Albrecht I. und Wilhelm I. durch ihren Viztum Pe­

ter von Eck an Pfalzgraf Ruprecht 1. zahlen, der den 

Empfang mit Quittbriefvom 29. Oktober 1352 bestä­

tigte. IO Nur einen Tag später jedoch wurde auf die ver­
bliebene Pfandsumme von 45000 Gulden bereits wie­

der ein Betrag in Höhe von 4000 Gulden aufgeschla­

gen, indem die drei Herzöge ihrem Vetter Ruprecht 1., 
der diesen Betrag auf ihre Bitte hin dem Grafen Jo­

hann von Katzenelnbogen bezahlt hatte, Stadt und 
Herrschaft Cham ein weiteres Mal verpfandeten. 11 

Als die niederbayerischen Herzöge ihre Herrschaft 

im Regensburger Vertrag vom 3. Juni 1353 aufteilten 

- Stephan 11. trat seinen Brüdern Wilhelm 1. und AI­

brecht 1. als Erbteil die niederländischen Lehen Hen­

negau, Holland, Seeland, Friesland und einen Teil 
Niederbayems mit Straubing als Hauptstadt ab -, fiel 

das Lösungsrecht an dem Chamer und Eschlkamer 
Gebiet ( .. Eschelkam das gericht, vnd Furt vnd New­
kirchen vnd waz dartzu gehört; Kamb die sial, das 
gerichte, mawt vnd zöll vnd waz dar/zu gehor/; Kös­

ting den marckt vnd waz dar/zu gehor/; Peylstain die 
vesst vnd waz dar/zu gehört) an das neu entstandene 

Teilherzogtum Bayern-Straubing. 12 Am 28. April 

1361 konnte Herzog AI brecht 1. von Bayern-Strau­

bing zumindest die Südhälfte der Pfandschaft für 

6756 Gulden von den pfalzischen Vettern, Kurfürst 

Ruprecht 1. und Pfalzgraf Ruprecht 1I., einlösen. 
Wieder unter niederbayerische Herrschaft kamen da­
mit das Gericht Eschlkam sowie der östliche Teil des 

Gerichts Cham (mit Burg und Pfarrei Sattelpeiln­

stein, Markt und Pfarrei Kötzting, Pfarrei Rimbach, 

Pfarrei Lengau (= Chamerau) mit Miltach, die Pfar­
rei Blaibach, die Pfarrei Moosbach sowie die (zur 

Pfarrei Pachling = Runding gehörigen) Dörfer Luf­

ling, Meinzing und Lederdorn. 13 Die Zerschlagung 
des Gerichts Cham hatte zur Folge, dass aus dem von 

Bayem-Straubing eingelösten Teil ein neuer Ge­
richtsbezirk mit Sitz in Kötzting gebildet wurde. 14 

Die Stadt Cham mit dem Rest des zugehörigen Ge­

richtsbezirks verblieb als Pfand weiterhin in pfalzi­

scher Hand und damit verwaltungsorganisatorisch 
bei der Oberpfalz. 1381 quittierte Kurfürst Ruprecht 

1. den Empfang von weiteren 1500 Gulden, die Her­

zogAlbrecht I. an den Landgrafen von Leuchtenberg 
gezahlt hatte und vereinbarungsgemäß von der rest­

lichen Pfandsumme abgezogen wurden. 15 Bei der 
pfalzischen Landesteilung 1410 wurde Cham dem 
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fur Pfalzgraf Johann neu gebildeten Fürstentum 
Pfalz-Neumarkt-Neunburg zugeschlagen, das ab 
1448 von der Linie Pfalz-Mosbach regiert wurde und 

1499 an die Heidelberger Kurlinie zurückfiel. 

1425 starb die Straubinger Linie der Wittelsbacher, die 

das Lösungsrecht auf Cham seit 1353 innehatte, im 

Mannesstamm aus. Bei der Aufteilung des Erbes durch 

Vertrag vom 29. Juni 1429 gelangte Herzog Wilhelm 

IIl. von Bayern-München, der u.a. auch Eschlkam, 

Furth i. Wald und Kötzting erhielt, in den Besitz des 
Lösungsrechts. 16 Ernsthafte Bemühungen um die Ein­
lösung der Pfandschaft wurden freilich erst wieder ab 
1492 unter Herzog Albrecht IV. von Bayern-München 
unternommen, der zu diesem Zweck eine Steuer erhe­
ben ließ, die im gesamten Land 42 300 Gulden er­

brachte. 17 PfalzgrafOtto 11. von Pfalz-Neumarkt-Mos­
bach zeigte sich als damaliger Pfand inhaber zwar zu 
Gesprächen bereit, musste jedoch Kurfurst Philipp von 

der Pfalz in die Verhandlungen einbeziehen; eine Eini­

gung kam nicht zustande. Die Verhandlungen zogen 
sich das ganze 16. Jahrhundert hin, ohne dass sie zum 
Ziel geflihJ1 hätten. Es ist fraglich, ob von kurpfalzi­
scher Seite überhaupt noch ein ernsthaftes Interesse 
daran bestand, die der Oberen Pfalz zugeschlagene und 
mit dieser in unmittelbarer räumlicher Verbindung ste­

hende Grafschaft Cham wieder zurückzugeben. Die 

bayerischen Herzöge beriefen sich auf ihr grundsätzli­

ches Recht zur Einlösung und suchten dieses ange­
sichts der langen Dauer des Pfandverhältnisses evident 

zu halten und immer wieder geltend zu machen; die 

Pfalzer hielten ihnen in ihrer Argumentation Verjäh­
rung, in AufWand gebrachte Meliorationen SOWie 
Schäden und Auslagen entgegen. 18 

Am 12. August 1559 konnte in Augsburg zumindest 

ein Kompromiss zwischen Herzog Albrecht V. von 

Bayern und Kurftirst Friedrich III. geschlossen wer­

den. Aus der darüber ausgefertigten Urkunde 19 geht 
hervor, dass Herzog Albrecht bereits an die Kurfürs­
ten Friedrich H. und Ottheinrich und nunmehr an de­

ren Nachfolger Friedrich JII. die Forderung nach 
Rückgabe der Pfandschaft herangetragen hatte; mit 
der gütlichen Beilegung des Streits war aufVeranlas­

sung Kaiser Ferdinands l. Herzog Christoph von 

Württemberg beauftragt worden. Herzog Albrecht 

versuchte in Augsburg zunächst, seine Rechtsan­

sprüche durch Urkunden zu beweisen, was von pfal­

zischer Seite jedoch keine Anerkennung fand. Daher 
wurde beschlossen, dass Kurflirst Friedrich inner­
halb von zwei Monaten die Angelegenheit seinen 

Brüdern und Verwandten (gemeint sind wohl seine 
Räte) sowie den Landständen der Oberen Pfalz vor­
tragen und sich dann Herzog Christoph gegenüber 

erklären sollte. Außerdem einigte man sich darauf, 
die Streitsache folgendermaßen austragen zu wollen: 
Jede der beiden Parteien bestimmt drei Schiedsleute 

(zwei aus der Ritterschaft, einen Gelehrten) als Zu­
sätze, welche mit Herzog Christoph als Obmann 
nach ihrem besten Wissen und Gewissen entscheiden 
sollten. Für den Fall, dass Kurflirst Friedlich sich zu 
einer Ablehnung der Auslösung entschloss, wurde 
festgelegt, dass der Obmann dies Herzog Albrecht 

melden und dieser dann innerhalb von zwei Monaten 

eine Klageschrift in zweifacher Ausfertigung an den 

Obmann senden sollte, wovon derselbe ein Exemp­

lar dem Kurfürsten zur Einbringung seiner fitiscon­

leslalio (Klageerwiderung) binnen der gleichen Frist 
zu übermitteln hatte. In gleicher Weise sollte mit der 

Replik des Klägers, der Duplik des Beklagten, der 
TI;plik des Klägers, der Quadruplik des Beklagten, 

der Quintuplik des Klägers und der Sextuplik des 
Beklagten verfahren werden, so dass in der Summe 
also innerhalb von 16 Monaten acht Schriftsätze ­

jeweils in duplo - unter Beifügung aller Urkunden 

und sonstigen Behelfe eingereicht werden sollten. 
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Einen weiteren Monat später sollte nach Maßgabe 
des Kompromisses dann in Stuttgart ein Rechtstag 

stattfinden. Dabei waren der Obmann und die sechs 
Schiedsleute aufgefordert, zunächst eine gütliche Ei­

nigung zwischen den Parteien herbeizufuhren. Blieb 
der Versuch ohne Erfolg, sollten sie drei Monate da­
rauf eine Entscheidung treffen. Lautete ihr Schieds­
urteil dahingehend, dass die Kurpfalz es schuldig sei, 
die Lösung zu gestatten, sollte in einem nächsten 

Schritt zunächst wegen strittiger Details erneut zu­

erst der Weg der Güte beschritten, bei Misslingen 
aber vom Schiedsgericht entschieden werden, dass 
nach zwei Monaten der Pachtschilling in Regens­
burg zu entrichten und im Gegenzug die Pfandschaft 

zu überantworten war. Eine Appellation gegen das 
Urteil des Schiedsgerichts war ausdrücklich ausge­
schlossen. Beide Parteien hatten, als sie sich auf das 

Schiedsgerichtsverfahren verständigten, zugesagt, 

sich dem Kompromiss zu fugen. Für den Fall der 
Missachtung des Urteils war vorgesehen, dass der 
Kaiser die resistente Paliei ernsthaft zu dessen Be­
folgung und Umsetzung anhalten sollte. 

Trotz dieses Übereinkommens wurde in der Folge­
zeit weiterhin ohne ein durchgreifendes Ergebnis 
verhandelt. 1569 etwa hatten Kurfürst Friedrich m. 
und Herzog Albrecht V. Markgraf Georg Friedrich I. 
von Brandenburg-Ansbach-Kulmbach als Obmann 
für ein schiedsgerichtlicbes Verfahren in der chami­
sehen veranlasten Sachen gewinnen können und ihm 

den Augsburger Kompromiss sowie Akten zur Infor­

mation zukommen lassen. Nach deren Studium frei­
lich gelangte der Brandenburger zu der Auffassung, 
nicht der geeignete Obmann und Richter für den Fall 
zu sein, nachdem er selbst - wie er dem Kurfürsten 

am 13. Juli 1570 mitteilte - wegen dergleichen Ir­
rung und sachen mit etlichen Reichsständen und 

auch Anderen im Streit stand. Saiten wir uns nuhn 

dissfahlls zwischen beiden euer Liebden als ein Ob­
man zw laudirn [= benennen, ausgeben; Anm. d. 
Verf.] unnd urtheiln einzulassen, so müssten wir 
selbst entweder wider oder für unns rechtlich judi­
cirn unnd erkennen, was sich als preiudicirlich und 
seiner Person als zum höchsten nachteilig erweisen 
würde. Georg Friedrich bat daher darum, ihn aus an­
geregten erheblichen Ehehaftursachen, das wir uns 
mehr angeregter compromittirten chambergischen 
Sachen als Obman entschlagen sollen und müssen, 

freuntlich entschuldiget [zu} nehmen unnd [zu} hal­
ten 20 Die beiden Streitparteien einigten sich 1571 
auf Bischof Marquard von Speyer als neuen Ob­
mann; ob der von diesem fur 1573 anberaumte Ter­

min, zu dem das Schiedsgericht in Speyer zusam­

mentreten sollte, tatsächlich zustande kam, lässt sich 
nach aktuellem Wissensstand nicht belegen 21 

Cham wird wieder bayerisch 

1619 erhob Herzog Maximilian 1. von Bayern Klage 
gegen die Kurpfalz wegen Verweigerung der Einlö­
sung der Chamer Pfandschaft; mit der Beilegung der 
Streitsache wurde Bischof Johann Gottfried von 
Würzburg betraut,22 Bei der Verfolgung seiner Ziele 

kam Maximilian schließlich jedoch nicht ein Ge­

richt, sondern das politische Schicksal des Winterkö­
nigs Friedrich V. von der Pfalz zu Hilfe. Als Maximi­
lian nach dessen Ächtung 1621 im Auftrag Kaiser 

Ferdinands II. die Oberpfalz besetzte und ihre kom­

missarische Verwaltung übernahm, waren hiervon 
auch Stadt und Gericht Cham betroffen; am 25. Sep­
tember 1621 musste sich Cham nach kurzer Belage­
rung den Truppen Maximilians ergeben. Noch im 

selben Jahr setzte Maximilian neue (katholische) Be­

amte als Pfleger, Landrichter und Gerichtsschreiber 

ein 23 1624 ließ Maximilian Joachim von Donners­
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berg als seinen Gesandten am Hof in Wien wegen 

der Inbesitznahme von Stadt und Amt Cham vor­

sprechen; Kaiser Ferdinand TI. billigte zwar nach­

träglich die bereits geschehene Besitzergreifung, ließ 
jedoch erklären, sich mit dem Kurfürsten wegen der 
Meliorationen vergleichen zu wollen.24 Am 22. Ja­
nuar 1625, noch bevor Maximilian 1628 erblich mit 
der pfalzischen Kur und dem Fürstentum der Oberen 

Pfalz belehnt wurde, übergab ihm der Kaiser Stadt 

und Gericht Cham, die beide seit 1352 an die Kur­

pfalz verpfandet gewesen und infolge der über Fried­

rich V. verhängten Reichsacht mit dessen gesamtem 
Besitz dem Kaiser heimgefallen waren, als Entschä­
digung dafür, dass er sie neben der Oberpfalz fiir den 
Kaiser kriegerisch in Besitz genommen hatte.25 Der 

noch unbezahlte restliche Pfandschilling wurde als 
mit den Kriegsausgaben, die Maximilian für die In­
besitznahme der Oberen Pfalz in kaiserlichem Auf­
trag aufwenden hatte müssen, abgegolten anerkannt. 
Im Münchner Rezess vom 22. Februar 1628 verzich­

tete Ferdinand II. definitiv auf den Pfandschilling für 
die Grafschaft Cham, die damit an Kurbayern zu­
rückfiel26 So haI das Schwert, um mit Johann Brun­
ner zu sprechen, den verworrenen Knoten mit einem 
Schlage durchhauen. 27 

Maximilian trennte Stadt und Landgericht Cham vom 

Fürstentum der Oberen Pfalz ab und teilte sie dem nie­

derbayerischen Rentmeisteramt Straubing (dessen 
Vorgängerbehörde, dem Viztumamt Straubing, sie bis 
zur Verpfandung 1352 angehört hatten) zu. Bereits am 

12. Dezember 1624, noch vor der formellen Übergabe 

der Grafschaft Cham durch Kaiser Ferdinand II., teilte 
Maximilian dem Amberger Statthalter Lorenz von 
Wensin zu Altenpreysing genannt Kronwinkl, und 
auch andem unsern nacher Amberg verordneten Rhä­

ten mit, dass ihm Stadt, Gericht und Amt Charn als 
uralte Zugehörung seines Hauses und des Landes 

Bayern, die aber den Pfalzgrafen zu Heidelberg vor 

vielen Jahren versetzt und von diesen lU1ter dem Vor­

wand verjährter Widerlosungs seinen Vorfahren und 
auch ihm lannge Zeit! mit Unjileg vorenthalten wor­
den sei, durch den Kaiser als sein freies lediges Eigen­
tum bestätigt worden seien. Er beabsichtige, dieses 
zurückgewonnene Gebiet, weiln es dann sambt seinen 
Ein- unnd Zuegehönmgen vor angeregtem Versaz 
ohne mittel unnserem Rentambt Straubing incorporirt 
gewest, diesem wiederum zuzuteilen, so dass es da­

selbs hin mit at/er gerichtlicher subieclion [. ..} gehö­
rig sein soll. Entsprechend wies Maximilian Statthal­

ter und Räte an, Amtsuntertanen, die sich in Justizsa­
chen oder in annder weeg an sie wenden würden, 

künftig an die Regierung in Straubing zu verweisen. 
Die Cham betreffenden Religions-, Staats- und Kam­
mersachen behielt er sich ausdrücklich vorerst selbst 
vor. 28 Schon im Januar 1624 hatte die Amberger Re­
gierung den Auftrag bekommen, alle Unterlagen 
(Schrifften, Acta, briefliche Uhrkhunden, Rechnungen 
lind all anders, wie das Namen mag haben), die das 

Amt Cham betrafen und bei der Regierung, Rentkam­
mer lilld geistlichen Verwaltung, insonderheit aber in 
der verschloßnen Registratur vorhanden waren, mit 

einem darüber zu erstellenden Inventar in zweifacher 
Ausfertigung zur Schlosskanzlei der durch Maximili­

an nach Amberg subdelegielten bayerischen Räte zu 
liefern29 Ein Teil dieser zuletzt in der Amberger 
Schlosskanzlei gelagerten Unterlagen, nämlich noch 
offene und bereits erledigte Straf- und Zivilsachen 
(zum thei/noch strittige, zum theil aber berait erört­
terte, doch noch nit völlig exequirte iustiti- vnd Par­
theisachen sambt zwayen ordenlich darüber veJfass­
ten Designationen), wurde im Februar 1625 der Strau­
binger Regierung zugeieitet30 Mit Schreiben vom 3. 

Oktober 1629 infonnierte die Amberger Regierung 

die Straubinger Kollegen über "-'eitere allerhanndt 
acta, das Ambt Camm besaagenl, die sich. noch. in der 
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Amberger Kanzlei befanden und nunmehr zu der 
Straubingischen Regierungsregistratur gehörn, und 

bat um Abholung derselben. Wie aus den beigefügten 
Verzeichnissen ersichtlich, handelte es sich insbeson­
dere um Malefizacta und Civilacta, u.a. auch Akten 
zum Chamer Brauwesen3l Ein weiterer Bestand an 
Chamer Akten - wohl die von Maximilian angemel­
deten VorbehaJtssachen betreffend - war am 23. De­
zember 1625 / 2. Januar 1626 nach Miinchen einge­
packt worden. 32 

Rechtliche Konsequenzen von 
Verpfändung und Rückgewinnung 

Die Verpfandung berechtigte den Pfandnehmer nicht 
nur zur Ausübung und Nutznießung der mit dem 
Pfandobjekt verbundenen Rechte (z.B. Erhebung 
von Steuem, Zöllen), sondern das Pfandrecht ver­
schaffle dem Pfandnehmer eine allumfassende 
Pfandherrschaft.33 Die Bewohner des Pfandgutes 
waren ihrem neuen Herrn gegenüber zu Huldigung, 
Gehorsam sowie Rat und Hilfe (etwa in Form von 
Kriegsdiensten und Steuerleistungen) verpflichtet, 
der Pfandherr hatte im Gegenzug für ihren Schutz 

und Schirm zu sorgen. Soweit im Pfandbrief nicht 
ausdrücklich festgelegt war, dass der Pfandherr die 
hergebrachten Rechte seiner neuen Untertanen zu 
achten hatte und sie nicht mit neuen Pflichten be­
schweren durfte, konnte er aufgrund seiner landes­
herrlichen Gewalt und Normsetzungsbefugnis ihre 

Rechtsverhältnisse durch Erteilung von Privilegien 
und Weisungen ändern. 

Bald nach der Verpfandung von 1352 und nach er­

folgter Erbhuldigung bestätigte PfalzgrafRuprecht 1. 

den Bürgern der Stadt Furth i.Wald ihre Rechte. 14 

Eine entsprechende Privilegienbestätigung für Cham 
als neuer Territorialstadt der Pfalzgrafen ist anschei­

nend nicht überliefert, sie dürfte gleichwohl mit gro­
ßer Wahrscheinlichkeit stattgefunden haben. Für die 
Folgezeit lässt sich allerdings eine Reihe von Privile­
gien nachweisen, durch die die Pfalzgrafen der Stadt 
Cham ihren Bestand an Rechten und Freiheiten ga­
rantielien bzw. ausweiteten oder verbesselien und 
zudem ilu'e Wirtschaftskraft zu stärken suchten. 1359 
verlieh Pfalzgraf Ruprecht 1. der Stadt einen Zoll auf 

Salz, Wein und sonstige Kaufmannsware auf vier 
Jahre, 1366 einen Durchgangszoll- beide Male mit 
der Bestimmung, die Zolleinkünfte zur Ausbesse­
rung der Straßen und Brücken zu verwenden35 

Pfalzgraf Johann von Pfalz-Neumarkt beschränkte 
J438 das Recht, in der Stadt und im Gericht Cham 
Brau- und Malzhäuser sowie Schenken und Tafernen 
zu betreiben, auf jene Fälle, die sich auf altes Her­
kommen bemfen konnten 36 Mit Urkunde vom 28. 
November 1421verfügte Pfalzgraf Johann auf Wi­
derruf, dass bei Kaufverträgen um Erb und Eigen, 
die der Chamer Schultheiß (ein vom Stadtherm ein­
gesetzter Richter) beglaubigte, die bisherige Ge­
währschaftsfrist von einem Tag durch eine Frist von 
Jahr und Tag ersetzt werden sollte; innerhalb dieser 
Zeitspanne konnten noch Einwendungen geltend ge­
macht werden, erst nach Ablauf sollten Nutz und Ge­
were definitiv ersessen sein 37 Ebenfalls Pfalzgraf 
Johann war es, der mit Urkunde vom 10. März 1438 
der Stadt und dem Gericht Cham hinsichtlich der Be­
handlung von Übeltätern (Räubem und Dieben), die 
das Leben verwirkt hatten, folgende Ordnung ver­

lieh, damit deren Untaten mangels eines Anklägers 
nicht ungestraft blieben: Wird ein solcher Malefikant 
in der Stadt oder im Gericht ergriffen, so reichen des­
sen Geständnis vor zwei oder mehreren Ratsschöffen 

und deren eidliche Aussage hierüber als Beweismit­
tel Tur seine Verurteilung aus 38 
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1440 hielt sich Herzog Albrecht Ill. von Bayern­

München, damals Inhaber des Einlösungsrechts, in 

Charn auf und bestätigte der Stadt ihre Freiheiten 
und Rechte; auf demonstrative Weise erinnerte er da­
mit an das trotz anhaltendem Pfandstatus noch beste­

hende Eigentum des Hauses Bayerns und an dessen 
nach wie vor bestehenden Anspruch auf Lösungs­
möglicbkeit39 Nur vier Jahre später bestätigte aber 
auch König Christoph von Dänemark, Schweden 

und Norwegen - nach dem Tod seines Vaters, des 

Pfalzgrafen Johann, Nachfolger als Inhaber der Cha­

mer Pfandschaft - der Stadt Cham die Privilegien 

und Freiheiten, welche ihr sein Vater verliehen hat­
te.40 Dass mit der Gerichtshoheit über die Pfandun­
tertanen auch die militärische Befehlsgewalt verbun­
den war, erwies sich beispielsweise am 3. Juli 1443, 
als Hans von Parsberg und Martin Wildenstein als 
Statthalter König Christophs alle Edelleute, Reisige 
(zum Kriegsdienst ausgestattet) und sonstige Be­
wohner der Herrschaft Cham sowie der benachbar­

ten Herrschaften aufforderten, auf Befehl des Cha­

mer Pflegers Sebastian Pflug umgehend gewärtig 

(zur Stelle) zu sein 41 Mit Urkunde vom 17. August 
1445 erlaubte l<.önig Christoph der Stadt Cham, ein 
Salz- und Getreidehaus zu errichten und zu ihrem 
Nutzen zu gebrauchen, jedoch unter der Bedingung, 

dass dieses jederzeit wieder abzuschaffen sei, falls es 
ihm oder seinen Untertanen in der Stadt oder auf 
dem Land Nachteile bringen sollte.42 

Dass auch Cham sich weiterhin primär als Stadt der 
bayerischen Herzöge betrachtete und wohl auf eine 
Rücklösung (mit Angleichung an die Rechtsstellung 

der landständisch organisierten bayerischen Städte) 
hoffte, zeigt die Tatsache, dass sich die Bürgerschaft 
1445 durch den Reichenbacher Abt eine Urkunde 

von 1347, mit der die Herzöge Ludwig v., Stephan 
und Ludwig VI. 1347 den niederbayerischen Stän­

den ihre Privilegien und Freiheiten bestätigt hatten, 
vidimieren ließ.43 

Christophs Nachfolger, Pfalzgraf Otto 1. von Pfalz­
Neumarkt-Mosbach, erteilte der Stadt Cham 1451 
eine Privilegienbestätigung und verpfandete sie noch 
in demselben Jahr an Herzog Ludwig den Reichen 
von Bayern-Landshut tur 12 000 Gulden; Ludwig 
bestätigte als neuer Pfand inhaber ebenfalls die Stadt­

rechte und verlieh den Chamer Bürgern 1461 zudem 

einen neuen Jahrmarkt.44 Bereits 1467 entschloss 

sich PfalzgrafOtto H. von Pfalz-Neumarkt-Mosbach 

zur Wiedereinlösung45 Am 3. Mai ]467 ließ er 
Cham als Stadt- und Landesherr ein Privileg ausfer­
tigen, in dem darauf velwiesen wird, dass er die 
Stadt eben erst von seinem Vetter Ludwig eingelöst 
habe.46 1469 zeigte Herzog Albrecht IV. - wie dies 
vor ihm bereits Albrecht ITI. getan hatte -, dass die 
bayerische Landeshoheit und das Lösungsrecht nicht 
vergessen waren, vielmehr weiterhin galten, indem 
er der Stadt Cham ihre Freiheiten und Handfesten 

bestätigte47 Dem setzte 1490 und erneut 1499 der 

Pfalzer Kurfürst Philipp seinerseits eine Bestätigung 
der städtischen Rechte und Freiheiten entgegen 48 

1508 folgten eine Privilegienkonfirmierung sowie 
1527 die Verleihung eines achttägigen Jahrmarkts 
durch Kurfürst Ludwig V. und Pfalzgraf Friedrich 
n49 Weitere Privilegienbestätigungen erteilten Kur­
turst Ottheinrich 1556, Kurfürst Friedrich IV. 1596 
und Kurfürst friedrich V. 1615.50 

Mit Urkunde vom 16. September 1626 bestätigte 

Maximilian 1. von Bayern Bürgermeister, Rat und 
Gemein der Stadt Cham, die ihm als eine uralte, von 
den Pfalzgrafen bei Rhein für lange Zeit vorenthalte­
ne aigenlhumbliche Pertinenz seiner Erblande nun­

mehr durch Kaiser Ferdinand 11. überantwortet 
worden sei, die althergebrachten Freiheiten und 
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Handfesten 51 Wenige Tage zuvor hatte die Bürger­
schaft von Cham mit den Untertanen des gesamten 
Gerichtsbezirks dem Straubinger Viztum Friedrich 
von Pienzenau als Stellvertreter des Kurfürsten die 
Erbhuldigung nach Maßgabe der (bayerischen) Er­
klärten Landesfreiheit von 1553 geleistet. 52 Maximi­
lian nahm seine Untertanen auch in Glaubensfragen 
in die Pflicht: Im März 1625 forderte er - im Vorgriff 
auf das für die gesamte Oberpfalz gültige Religions­
patent von 1628, mit dem Maximilian, nunmehr im 
unanfechtbaren Besitz der Landeshoheit und damit 
auch der Religionshoheit, die Rekatholisierung 
rechtlich absicherte - die Chamer Bürgerschaft und 
die gesamte Grafschaft auf, sich bis spätestens Os­
tern zum katholischen Glauben zu bekennen oder 
ihren Weg unverlängert weiter [zu] nemmen53 Un­
tenn 2. März 1628 erließ er eine Zollordnung für 
Cham, mit der die bislang gebräuchlichen Sätze ver­
doppelt wurden - außer bei Salz und anderen, aus­
drücklich befreiten Gegenständen.54 

Der räumliche Zuwachs, den Kurfürst Maximilian 1. 
dem Amtssprengel seines Rats und Straubinger 
Rentmeisters Christoph von Lerchenfeld mit der Zu­
teilung des Chamer Gerichts verschaffte, veranlasste 
diesen zu der Anfrage in München, wie es mit den 

Landsassen im wiedereinverleibten Gericht Cham 
und deren Freiheiten zu halten sei, nachdem sie wäh­
rend der Verpfändung an Kurpfa1z den oberpfälzi­
schen Landständen gleichbehandelt worden waren. 

Kurfürst Maximilian erteilte hierzu am 13. Juli 1626 
die Weisung, dass die vor der Verpfändung gegebe­
nen bayerischen Freiheiten ihnen auch jetzt wieder 
zukommen sollten, nicht jedoch die Edelmannsfrei­
heit oder Niedergerichtsbarkeit auf den einschichti­
gen Gütern nach dem landständischen Privileg über 
die Edelmannsfreiheit von 1557; die Bewilligung 

derselben behielt sich Maximilian von Fall zu Fall 

vor55 Nachdem der Chamer Adel sich damit offen­

bar nicht zufriedengab und eine erneute Eingabe an 
Maximilian richtete, erklärte dieser in einer Resolu­
tion vom 18. Februar 1631, dass es bei seiner Wei­
sung vom 13. Juli 1626 bleiben solle. Die Landsas­
sen im Gericht Cham seien durchaus für bayerische 
zu halten und müssten wie diese mit der Rittersteuer 
zur Rentstube Straubing veranlagt werden. Des Wei­
teren seien sie in die bayerische Landtafel einzuver­
leiben und in gleicher Weise dazu verpflichtet, für 
die Landesdefension gerüstete Pferde zu halten und 
Ritterdienste zu leisten. Er ordnete an, der Hofkam­
mer eine ordentliche Beschreibung der Landsassen 
und ihrer Verpflichtungen zu übermitteln. Die Steu­
erveranlagung der Gerichts- und Hofmarksunterta­
nen im Amt habe sich nach dem bayerischen Hoffuß 
zu richten. Der Rentmeister von Straubing habe be­
reits am 2. Januar 1631 Befehl erhalten, wie hin­

sichtlich der Steuer zu verfahren sei. Die Stadt Cham 
zähle gleich anderen bayerischen Städten zu den 
Landständen und zahle Stadtsteuer. Als Ergänzung 
zu ihren Kammereinkünften bewilligte Maximilian 
der Stadt widerruflich das Ungeld auf weißes und 
braunes Bier. Abschließend wurde bestimmt, dass 
dem kurfürstlichen Landesdefensionsrat ein Auszug 
aus der vorliegenden Resolution zwecks Aufstellung 

der Musterungslisten gegeben werden solle. 56 

Relativ rasch also hatte Maximilian die rechtliche Po­
sition und die herrschaftspolitische und verwaltungs­
organisatorische Zugehörigkeit der an Bayern zurück­
gegebenen Pfandschaft geregelt. Stadt und Gericht 
Cham bildeten damit wieder einen regulären Bestand­
teil des Landes Bayern, das inzwischen Kurfiirsten­
turn geworden war, mit den gleichen Rechten und 
Pflichten, wie sie in der Regel auch in anderen Städten 
und Gerichten des Territoriums das Verhältnis Lan­
desfurst - Untertanen bestimmten. Daran sollte sich 

37 



Geschichte 

weder tur das Gericht noch die Stadt bis zur staatli­

chen Neuorganisation zu Beginn des 19. Jahrhundet1s 
Wesentliches ändern. Bei der Verwaltungsreform von 
1803 ging das Charner Gericht in das Landgericht (äl­
terer Ordnung) Charn über, das im folgenden JallT der 
Oberpfalz angegliedert wurde.57 
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